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1. 81 heute
2. §1 gultig ab 22.09.2016 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 263/2016
§ 1 glltig von 01.01.2014 bis 21.09.2016

w

BBG § 42 heute

BBG 8§ 42 giltig ab 19.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 98/2024

BBG 8§ 42 giiltig von 01.04.2017 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 120/2016
BBG 8§ 42 giltig von 12.08.2014 bis 31.03.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG 8§ 42 giltig von 01.01.2003 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 42 giltig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 42 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG § 42 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993
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BBG 8 45 heute

BBG 8§ 45 giiltig ab 19.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 98/2024

BBG 8§ 45 giltig von 12.08.2014 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 45 gultig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2013
BBG § 45 gultig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
BBG § 45 gultig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 111/2010
BBG § 45 gultig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 45 gultig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 177/1999
BBG § 45 gultig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994

. BBG 8 45 giiltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994

. BBG § 45 giltig von 01.07.1990 bis 31.12.1993
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. B-VG Art. 133 heute
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2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
Spruch

G304 2281743-1/8E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Beatrix LEHNER als Vorsitzende, sowie den Richter Ing.
Mag. Franz SANDRIESSER und die fachkundige Laienrichterin Maria HIERZER als Beisitzerin Uber die Beschwerde der
XXXX , geb. XXXX, Sozialversicherungsnummer: XXXX , gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle
Steiermark, vom 01.09.2023, OB: XXXX , betreffend die Feststellung, dass die Voraussetzungen fur die
Zusatzeintragung  ,Unzumutbarkeit der Benutzung  offentlicher  Verkehrsmittel wegen  dauerhafter
Mobilitatseinschrankung  auf  Grund einer Behinderung” nicht vorliegen, zu Recht erkannt: Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Beatrix LEHNER als Vorsitzende, sowie den Richter Ing. Mag.
Franz SANDRIESSER und die fachkundige Laienrichterin Maria HIERZER als Beisitzerin Uber die Beschwerde der
romisch 40, geb. rdmisch 40, Sozialversicherungsnummer: rémisch 40, gegen den Bescheid des
Sozialministeriumservice, Landesstelle Steiermark, vom 01.09.2023, OB: romisch 40, betreffend die Feststellung, dass
die Voraussetzungen fur die Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benltzung Offentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitatseinschrankung auf Grund einer Behinderung” nicht vorliegen, zu Recht erkannt:

A) Gemal? § 28 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWWGVG), BGBI. | Nr. 33/2013, idgF. iVm. 88 42 und 45
Bundesbehindertengesetz (BBG), BGBI. Nr. 22/1970, idgF. wird die Beschwerde als unbegrindet
abgewiesen.A) Gemall Paragraph 28, Absatz eins, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG),
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF. in Verbindung mit Paragraphen 42 wund 45
Bundesbehindertengesetz (BBG), Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, idgF. wird die Beschwerde als unbegrindet
abgewiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.B) Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-
VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Die Beschwerdefuhrerin (im Folgenden: BF) brachte am 20.03.2023 beim Sozialministeriumservice (im Folgenden:
belangte Behdrde) einen Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” in den Behindertenpass ein.

Diesem Antrag waren medizinische Unterlagen beigelegt.

2. Im Rahmen des seitens der belangten Behorde durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens wurde ein medizinisches
Sachverstandigengutachten eingeholt.

Im Sachverstandigengutachten von Dr. XXXX , Facharztin fur Neurologie, vom 25.07.2023 wurde nach Begutachtung
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der BF am 27.05.2023 als fuhrende Gesundheitsschadigung GS1 ,Multiple Sklerose”, als GS2 ,Brustkrebs links", als GS3
»Chronisches Halswirbelsaulensyndrom”, als GS4 ,Depression”, und als GS5 ,Abnutzung beider Schultergelenke”, und
insgesamt ein Behinderungsgrad von 60 v.H., gebildet durch die Anhebung der mit 50 v.H. eingeschatzten GS1 durch
die mit 50 v.H. eingeschatzte GS2 aufgrund wechselseitiger negativer Leidensbeeinflussung um eine Stufe, festgestellt,
und betreffend Zumutbarkeit der Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel zu den Fragen, welche der festgestellten
Funktionsbeeintrachtigungen das Zurtcklegen einer kurzen Wegstrecke, das Ein- und Aussteigen sowie den sicheren
Transport in einem o6ffentlichen Verkehrsmittel nicht zulassen wirden und warum, Folgendes ausgefihrt:im
Sachverstandigengutachten von Dr. rémisch 40, Facharztin fir Neurologie, vom 25.07.2023 wurde nach Begutachtung
der BF am 27.05.2023 als fihrende Gesundheitsschadigung GS1 ,Multiple Sklerose”, als GS2 ,Brustkrebs links”, als GS3
»Chronisches Halswirbelsaulensyndrom”, als GS4 ,Depression”, und als GS5 ,Abnttzung beider Schultergelenke”, und
insgesamt ein Behinderungsgrad von 60 v.H., gebildet durch die Anhebung der mit 50 v.H. eingeschatzten GS1 durch
die mit 50 v.H. eingeschatzte GS2 aufgrund wechselseitiger negativer Leidensbeeinflussung um eine Stufe, festgestellt,
und betreffend Zumutbarkeit der Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel zu den Fragen, welche der festgestellten
Funktionsbeeintrachtigungen das Zurticklegen einer kurzen Wegstrecke, das Ein- und Aussteigen sowie den sicheren
Transport in einem &ffentlichen Verkehrsmittel nicht zulassen wiirden und warum, Folgendes ausgefihrt:

.Trotz der oben genannten Gesundheitsschadigungen besteht keine wesentliche Gehbehinderung. Es kann einerseits
eine ausreichende Wegstrecke zurickgelegt werden, andererseits ist das Ein- und Aussteigen sowie der sichere
Transport gewahrleistet. Psychischerseits besteht kein Hinweis auf ein soziophobisches Verhalten. Das Benutzen
offentlicher Verkehrsmittel ist zumutbar.”

3. Mit Bescheid der belangten Behérde vom 01.09.2023 wurde der Antrag der BF auf Vornahme der Zusatzeintragung
L<Unzumutbarkeit der BenlUtzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund
einer Behinderung” in den Behindertenpass vom 20.03.2023 gem. 8§ 42 und 45 des Bundesbehindertengesetzes
(BBG), BGBI. 283/1990, idgF, abgewiesen. 3. Mit Bescheid der belangten Behérde vom 01.09.2023 wurde der Antrag der
BF auf Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Beniltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung” in den Behindertenpass vom 20.03.2023 gem.
Paragraphen 42 und 45 des Bundesbehindertengesetzes (BBG), Bundesgesetzblatt 283 aus 1990,, idgF, abgewiesen.

Begrindend wurde ausgefuhrt, dass im Ermittlungsverfahren ein Gutachten eingeholt worden sei, nach diesem
Gutachten die Voraussetzungen flr die Zusatzeintragung nicht gegeben seien, die wesentlichen Ergebnisse des
arztlichen Begutachtungsverfahrens der einen Bestandteil der Begrindung bildenden Beilage zu entnehmen seien,
und die Ergebnisse des arztlichen Begutachtungsverfahrens als schlissig erkannt und in freier Beweiswurdigung der
Entscheidung zu Grunde gelegt worden seien.

Die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel sei insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensjahr vollendet
ist und erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren Extremitdten oder erhebliche Einschrankungen der
korperlichen Belastbarkeit oder erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller
Fahigkeiten, Funktionen oder eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder eine hochgradige
Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit vorliegen.

Die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel sei dann unzumutbar, wenn eine kurze Wegstrecke (300 bis 400 Meter)
nicht aus eigener Kraft und ohne fremde Hilfe, auch unter der Verwendung der zweckmaRigsten Behelfe, ohne
Unterbrechung zurtickgelegt werden kénne oder wenn die Verwendung des erforderlichen Behelfs die Benttzung des
offentlichen Transportmittels in hohem Maf3 erschwere.

Die Benitzung offentlicher Verkehrsmittel sei auch dann nicht zumutbar, wenn sich die dauerhafte
Gesundheitsschadigung auf die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beftrderung in einem
offentlichen Verkehrsmittel unter Bertlicksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieses Verkehrsmittels angegebenen
Bedingungen auswirke.

Da das arztliche Begutachtungsverfahren ergeben habe, dass die Voraussetzungen fir die Zusatzeintragung nicht
vorliegen, sei der Antrag der BF abzuweisen.

4. Gegen diesen Bescheid erhob die BF innerhalb offener Frist Beschwerde.
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5. Am 23.11.2023 langte die gegenstdndliche Beschwerde samt dazugehérigem Verwaltungsakt beim
Bundesverwaltungsgericht (im Folgenden: BVwG) ein.

6. Mit Verfligung des BVWG vom 05.12.2023, ZI. G304 2281743-1/2Z, wurde Dr. XXXX , Arztin fiir Allgemeinmedizin,
ersucht, ein Sachverstandigengutachten auf der Grundlage der Einschatzungsverordnung unter Bertcksichtigung des
Vorbringens der BF und allfallig mit der Beschwerdeschrift vorgelegter medizinischer Befunde zu erstellen und dieses
~binnen sechs Wochen ab Begutachtung” dieser Anordnung dem BVwG zu Ubermitteln. 6. Mit Verfigung des BVwG
vom 05.12.2023, ZI. G304 2281743-1/2Z, wurde Dr. rémisch 40, Arztin fir Allgemeinmedizin, ersucht, ein
Sachverstandigengutachten auf der Grundlage der Einschatzungsverordnung unter Bertcksichtigung des Vorbringens
der BF und allfallig mit der Beschwerdeschrift vorgelegter medizinischer Befunde zu erstellen und dieses ,binnen sechs

Wochen ab Begutachtung” dieser Anordnung dem BVwG zu Ubermitteln.

Mit weiterer Verfugung des BVwG vom 05.12.2023, ZI. G304 2281743-1/2Z, wurde die BF aufgefordert, sich am
15.02.2024 um 13:00 Uhr bei Dr. XXXX zur arztlichen Begutachtung einzufinden. Mit weiterer Verfugung des BVwG vom
05.12.2023, ZI. G304 2281743-1/2Z, wurde die BF aufgefordert, sich am 15.02.2024 um 13:00 Uhr bei Dr. rémisch 40

zur arztlichen Begutachtung einzufinden.

7. Im Sachverstandigengutachten von Dr. XXXX vom 10.05.2024 wurde nach Begutachtung der BF am 15.02.2024 die
Benultzung offentlicher Verkehrsmittel fir zumutbar gehalten. 7. Im Sachverstandigengutachten von Dr. rémisch 40
vom 10.05.2024 wurde nach Begutachtung der BF am 15.02.2024 die Benltzung o6ffentlicher Verkehrsmittel fur

zumutbar gehalten.

8. Mit Verfligung des BVwG vom 23.05.2024, ZI. G304 2281743-1/5Z, der BF zugestellt am 04.06.2024, wurde der BF das
eingeholte Sachverstandigengutachten ubermittelt und ihr zur Wahrung des Parteiengehoérs die Gelegenheit
eingeraumt, dazu binnen zwei Wochen ab Zustellung dieser Verflgung schriftlich Stellung zu nehmen.

9. Eine Stellungnahme zu dem der BF vorgehaltenen Sachverstandigengutachten ist bis dato beim BVwG nicht

eingelangt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die BF ist im Besitz eines Behindertenpasses.

Die Voraussetzungen fur die Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen

dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” in den Behindertenpass liegen nicht vor.
2. Beweiswurdigung:

2.1. Der oben unter Punkt |. angefihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes
und des vorliegenden Gerichtsaktes des BVwG. 2.1. Der oben unter Punkt rémisch eins. angeflihrte Verfahrensgang

ergibt sich aus dem Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes und des vorliegenden Gerichtsaktes des BVwG.

2.2. Basierend auf der standigen Rechtsprechung des VwGH bedarf es in einem Verfahren Gber einen Antrag auf
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung" in einen Behindertenpass regelmalig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, das die
Auswirkungen der Gesundheitsschadigung auf die Zumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel beurteilt,
sofern diese Frage nicht in einem unmittelbar zuvor durchgefuhrten Verfahren gemaR 8§ 14 Abs. 2
Behinderteneinstellungsgesetz im Rahmen der arztlichen Begutachtung ausreichend behandelt wurde oder die
Unzumutbarkeit aufgrund der Art der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt (VWwGH vom 20.03.2001, GZ
2000/11/0321).2.2. Basierend auf der standigen Rechtsprechung des VwWGH bedarf es in einem Verfahren Uber einen
Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen
dauernder Gesundheitsschadigung" in einen Behindertenpass regelmalig eines arztlichen
Sachverstandigengutachtens, das die Auswirkungen der Gesundheitsschadigung auf die Zumutbarkeit der Benutzung
offentlicher Verkehrsmittel beurteilt, sofern diese Frage nicht in einem unmittelbar zuvor durchgefihrten Verfahren
gemal Paragraph 14, Absatz 2, Behinderteneinstellungsgesetz im Rahmen der drztlichen Begutachtung ausreichend
behandelt wurde oder die Unzumutbarkeit aufgrund der Art der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt (VWGH
vom 20.03.2001, GZ 2000/11/0321).
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Nach der standigen Judikatur des VwGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachversténdige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil grindet, noch die
Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als
Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung zugrunde legt, wird ihrer
Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes (8 37 AVG) nicht gerecht (VwGH vom
17.02.2004, GZ 2002/06/0151).Nach der standigen Judikatur des VwWGH muss ein Sachverstandigengutachten einen
Befund und das eigentliche Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn
auch unter Zuhilfenahme wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die
Schlussfolgerungen des Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse
und Erfahrungen benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachverstindige AuBerung, die sich in der
Abgabe eines Urteiles (eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses
Urteil griindet, noch die Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel
behaftet und als Beweismittel unbrauchbar; die Behorde, die eine so geartete AuBerung ihrer Entscheidung zugrunde
legt, wird ihrer Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maRgeblichen Sachverhaltes (Paragraph 37, AVG) nicht
gerecht (VwGH vom 17.02.2004, GZ 2002/06/0151).

2.3. Das seitens des BVwG eingeholte Sachverstiandigengutachten vom 10.05.2024 wird fur schlUssig bzw.
nachvollziehbar gehalten.

Die Sachverstandige Dr.XXXX setzte sich in ihrem Gutachten vom 10.05.2024 ausfuhrlich mit den
Funktionseinschrankungen der BF auseinander und fihrte Folgendes aus:Die Sachverstandige Dr. romisch 40 setzte
sich in ihrem Gutachten vom 10.05.2024 ausfihrlich mit den Funktionseinschrankungen der BF auseinander und
fahrte Folgendes aus:

(o)
Klinischer Status - Fachstatus:

(...) Die Elevation beider Arme in den Schultergelenken sowie das Vorneigen des Oberkérpers zum Entledigen der
Turnschuhe im Sitzen sind dabei nur maRig beeintrachtigt. (...)

(-..)

Obere Extremitaten:

(-..)

Fingergelenke, Daumengrundgelenke: altersentsprechend frei beweglich,
(...)

Faustschluss und Pinzettengriff beiderseits mittelstark, Faustschluss bei Schwellung teilweise nicht vollstandig,
Feinmotorik und Fingerfertigkeit anamnestisch nur leicht beeintrachtigt.

(-..).
Liegen beim BF eines oder mehrere Leiden vor:
1)  eine erhebliche Einschrankung der Funktion der unteren Extremitaten

es besteht keine Funktionseinschrankung der unteren Extremitdten. Die Gelenke der unteren Extremitat sind frei
beweglich. Es liegen keine Zeichen einer Spinalkanalstenose mit Claudicatio spinalis Zeichen vor. Es besteht keine

Durchblutungsstérung der unteren Extremitaten.
2)  eine erhebliche Einschrankung der korperlichen Belastbarkeit

Es besteht keine malgebliche kardiopulmonale Funktionsstérung mit Dekompensationszeichen. Die Multiple Sklerose

ist unter Dauermedikation in Remission, ein Nachweis deines aktuellen akuten Schubes liegt nicht vor.
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3) erhebliche Einschrankung psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen
nein, erhebliche Einschrankungen liegen nicht vor.

4)  oder eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems

nein, besteht nicht

5)  eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit

nein, besteht nicht.

? Kann eine kurze Wegstrecke (Anhaltspunkt ist etwa der Weg zur nachsten Haltestelle im urbanen Raum)
selbststandig zurlckgelegt werden?

Eine kurze Wegstrecke kann bewaltigt werden, es liegt kein Nachweis Uber eine Spinalkanalstenose mit Claudicatio
spinalis vor, es besteht keine PAVK llb ohne Therapieoption, es liegen keine Zeichen einer Frailty vor. Kraft und
Koordination sind ausreichend. Eine kurze Wegstrecke kann bewaltigt werden, es liegt kein Nachweis Uber eine
Spinalkanalstenose mit Claudicatio spinalis vor, es besteht keine PAVK rémisch Il b ohne Therapieoption, es liegen
keine Zeichen einer Frailty vor. Kraft und Koordination sind ausreichend.

? Ist das Ein- und Aussteigen bei einem Ublichen Niveauunterschied ohne fremde Hilfe moglich?

Das Ein- und Aussteigen bzw. das Bewadltigen von Niveauunterschieden ist mit Anhalten mdglich, der Knie-
Hackenversuch im Stehen und auch der Einbeinstand gelingt mit Anhalten. Die leichte Bewegungseinschrankung im
Bereich der Schultergelenke ist zu gering um ein Anhalten zu verhindern.

? Ist ein sicherer Transport im 6ffentlichen Verkehrsmittel unter den tblichen Transportbedingungen moglich?
Ein sicherer Transport im Fahrzeug ist bei guter Funktion der oberen Extremitaten zum Anhalten moglich.”

Da die BF gegen das ihr im Rahmen des Parteiengehdrs vorgehaltene Sachverstandigengutachten vom 10.05.2024
keine Einwendung erhoben hat, konnte dieses Gutachten der gegenstandlichen Entscheidung zugrunde gelegt werden.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

Gemal? § 6 des Bundesgesetzes Uber die Organisation des BVwG (Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - im Folgenden:
BVWGG) entscheidet das BVwG durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung
durch Senate vorgesehen ist.GemaRR Paragraph 6, des Bundesgesetzes Uber die Organisation des BVwG
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - im Folgenden: BVWGG) entscheidet das BVwG durch Einzelrichter, sofern nicht in
Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

GemalR8& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.GemalR Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat in Verfahren auf
Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der
Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

GemaR § 45 Abs. 4 BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemaf Abs. 3 eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fir die
jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts)
aufzuweisen.Gemald Paragraph 45, Absatz 4, BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemal3 Absatz 3, eine
Vertreterin oder ein Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin
oder fachkundiger Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder)
haben fur die jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts)

aufzuweisen.

Gemal § 45 Abs. 5 BBG entsendet die im 8 10 Abs. 1 Z 6 des Bundesbehindertengesetzes genannte Vereinigung die
Vertreterin oder den Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung

des Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist 8§ 10 Abs. 2 des Bundesbehindertengesetzes anzuwenden.
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FUr jede Vertreterin und jeden Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu
entsenden.Gemall Paragraph 45, Absatz 5, BBG entsendet die im Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 6, des
Bundesbehindertengesetzes genannte Vereinigung die Vertreterin oder den Vertreter der Interessenvertretung der
Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist
Paragraph 10, Absatz 2, des Bundesbehindertengesetzes anzuwenden. Flr jede Vertreterin und jeden Vertreter ist
jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.

Im gegenstandlichen Fall liegt Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwWGVG) geregelt (8 1 leg.cit.).Das
Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber das
Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG) geregelt (Paragraph eins, leg.cit.).

GemaR & 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdérde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VwWGVG sind,
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren tber Beschwerden gemalR Artikel 130,
Absatz eins, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5
sowie des rémisch IV. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdérde in dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemal § 27 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (§8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.GemaR Paragraph 27, VwWGVG hat das
Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde gegeben ist, den angefochtenen
Bescheid auf Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung Uber den
Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3,) zu tberprifen.

Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Gemal Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG
hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die
Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

3.2. Zu Spruchteil A):
3.2.1. Gegenstandlich relevante Bestimmungen des BBG lauten wie folgt:

.8 40. (1) Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der
Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fir
Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpal? auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditdt, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder
dauernder Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine
gleichartige Leistung erhalten oder

4. fr sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhdhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBI. Nr.
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22/1970, angehdren.

(...)..8 40. (1) Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewoéhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der
Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen (Paragraph 45,) ein Behindertenpal3 auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder
dauernder Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine
gleichartige Leistung erhalten oder

4. flr sie erhéhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhdhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,
Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehoren.

(...)

§ 42. (1) Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familiennamen, das Geburtsdatum eine allfallige
Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit zu
enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und
Verglnstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.Paragraph 42, (1) Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den
Familiennamen, das Geburtsdatum eine allféllige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung
oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche
Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und Verginstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten
Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

§ 45. (1) Antrége auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf
Einschatzung des Grades der Behinderung sind unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt fir
Soziales und Behindertenwesen einzubringen.Paragraph 45, (1) Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf
Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung sind unter Anschluss der
erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemafld Abs. 1 nicht stattgegeben, das Verfahren
eingestellt (8 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. (...).(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag
gemal Absatz eins, nicht stattgegeben, das Verfahren eingestellt (Paragraph 41, Absatz 3,) oder der Pass eingezogen
wird. (...).

(...)."

Gemald § 1 Abs. 4 Z. 3 der Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen,BGBI. I
Nr. 495/2013, idFBGBI. Il Nr. 263/2016, ist auf Antrag des Menschen mit Behinderung jedenfalls einzutragen die
Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benttzung &ffentlicher Verkehrsmittel ist
insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist undGemafd Paragraph eins, Absatz 4,
Ziffer 3, der Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen, Bundesgesetzblatt Teil
2, Nr. 495 aus 2013,, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 263 aus 2016,, ist auf Antrag des Menschen mit
Behinderung jedenfalls einzutragen die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benltzung
offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar
ist; die BenlUtzung Offentlicher Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat
vollendet ist und

- erhebliche Einschréankungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder
- erhebliche Einschrankungen der korperlichen Belastbarkeit oder
- erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder

- eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder
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- eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach
Abs. 4 7.1 lit. b oder d vorliegen: eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach
Abs. 4 Ziffer eins, Litera b, oder d vorliegen.

Gemald 8§ 1 Abs. 5 der VO Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen bildet Grundlage fur
die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fir die in Abs. 4 genannten Eintragungen erfullt sind, ein Gutachten
eines/einer drztlichen Sachverstandigen des Sozialministeriumservice. Soweit es zur ganzheitlichen Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kénnen Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen
beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeintrachtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen
Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsméglichkeiten zu berlcksichtigen.GemaR Paragraph
eins, Absatz 5, der VO Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen bildet Grundlage fur die
Beurteilung, ob die Voraussetzungen fir die in Absatz 4, genannten Eintragungen erflllt sind, ein Gutachten
eines/einer arztlichen Sachverstandigen des Sozialministeriumservice. Soweit es zur ganzheitlichen Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kénnen Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen
beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeintrachtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen
Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsméglichkeiten zu bertcksichtigen.

3.2.2. Um die Frage der Zumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel beurteilen zu kénnen, hat die
Behorde nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu ermitteln, ob der Antragsteller dauernd an
seiner Gesundheit geschadigt ist und wie sich diese Gesundheitsschadigung nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die
Zumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern nicht die Unzumutbarkeit der Benutzung
offentlicher Verkehrsmittel auf Grund der Art und der Schwere der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt, bedarf
es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der BenUtzung
offentlicher  Verkehrsmittel ~wegen dauernder Gesundheitsschadigung" regelmaBBig eines  arztlichen
Sachverstandigengutachtens, in dem die dauernde Gesundheitsschadigung und ihre Auswirkungen auf die BenUtzung
offentlicher Verkehrsmittel in nachvollziehbarer Weise dargestellt werden. Nur dadurch wird die Behdrde in die Lage
versetzt, zu beurteilen, ob dem Betreffenden die Benultzung Offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung unzumutbar ist (vgl. VWGH 27.05.2014, Ro 2014/11/0013, mwN).3.2.2. Um die Frage der
Zumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel beurteilen zu kdénnen, hat die Behdrde nach standiger
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu ermitteln, ob der Antragsteller dauernd an seiner Gesundheit
geschadigt ist und wie sich diese Gesundheitsschadigung nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die Zumutbarkeit der
Benitzung offentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern nicht die Unzumutbarkeit der Benltzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel auf Grund der Art und der Schwere der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt, bedarf es in einem
Verfahren Uber einen Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung oOffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung" regelmaRig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, in
dem die dauernde Gesundheitsschadigung und ihre Auswirkungen auf die Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel in
nachvollziehbarer Weise dargestellt werden. Nur dadurch wird die Behdrde in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob dem
Betreffenden die Benltzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung unzumutbar ist
vergleiche VwWGH 27.05.2014, Ro 2014/11/0013, mwN).

Ein solches Sachverstéandigengutachten muss sich mit der Frage befassen, ob der Antragsteller dauernd an seiner
Gesundheit geschadigt ist und wie sich diese Gesundheitsschadigung nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die
Zumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel auswirkt (VwGH 20.03.2001, 2000/11/0321). Dabei ist auf die
konkrete Fahigkeit des Beschwerdeflhrers zur Benltzung Offentlicher Verkehrsmittel einzugehen, dies unter
Berucksichtigung der hierbei zurlickzulegenden gréReren Entfernungen, der zu Uberwindenden Niveauunterschiede
beim Aus- und Einsteigen, der Schwierigkeiten beim Stehen, bei der Sitzplatzsuche, bei notwendig werdender
Fortbewegung im Verkehrsmittel wahrend der Fahrt etc. (VWGH 22.10.2002, 2001/11/0242; VwGH 14.05.2009,
2007/11/0080).

Bei der Beurteilung der Zumutbarkeit der Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel kommt es entscheidend auf die Art
und Schwere der dauernden Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen auf die Benltzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel an, nicht aber auf andere Umstande wie die Entfernung zwischen der Wohnung und der
nachstgelegenen Haltestelle 6ffentlicher Verkehrsmittel (vgl. VwGH 27.05.2014, Ro 2014/11/0030).Bei der Beurteilung
der Zumutbarkeit der BenlUtzung 6ffentlicher Verkehrsmittel kommt es entscheidend auf die Art und Schwere der
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dauernden Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen auf die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel an, nicht
aber auf andere Umstdnde wie die Entfernung zwischen der Wohnung und der ndachstgelegenen Haltestelle
offentlicher Verkehrsmittel vergleiche VwGH 27.05.2014, Ro 2014/11/0030).

3.2.3. Dem fur schlussig bzw. nachvollziehbar gehaltenen Sachverstandigengutachten vom 10.05.2024 folgend kann die
BF eine kurze Wegstrecke zurlicklegen, ohne fremde Hilfe bei einem Ublichen Niveauunterschied in 6ffentliche
Verkehrsmittel mit Anhalten ein- und aussteigen, zumal die leichte Bewegungseinschrankung im Bereich der
Schultergelenke zu gering ist um ein Anhalten zu verhindern, sowie unter den Ublichen Transportbedingungen in
offentlichen Verkehrsmitteln sicher transportiert werden.

Die Voraussetzungen fur die von der BF beantragte Zusatzeintragung der Unzumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher
Verkehrsmittel liegen daher nicht vor.

Die gegenstandliche Beschwerde war daher als unbegriindet abzuweisen.
3.2.4. Absehen von einer Verhandlung:

GemalR 8 24 Abs. 4 VwWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389
entgegenstehen.Gemal Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes
bestimmt ist, das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten
erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem
Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen
Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 Sitzung 389 entgegenstehen.

Der EGMR hat etwa in seinem Urteil vom 18. Juli 2013, Nr. 56.422/09 (Schadler-Eberle/Liechtenstein) in Weiterfihrung
seiner bisherigen Judikatur dargelegt, dass es Verfahren gebe, in denen eine Verhandlung nicht geboten sei, etwa
wenn keine Fragen der Beweiswirdigung auftraten oder die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten seien, sodass
eine Verhandlung nicht notwendig sei und das Gericht auf Grund des schriftlichen Vorbringens und der schriftlichen
Unterlagen entscheiden kénne (VwWGH 03.10.2013, 2012/06/0221).

Im gegenstandlichen Fall ist der entscheidungsrelevante Sachverhalt vor dem Hintergrund des vorliegenden, von der
BF unbestritten gebliebenen als schlissig bzw. nachvollziehbar erachteten Sachverstandigengutachtens vom
10.05.2024 geklart, weshalb von einer mundlichen Verhandlung abgesehen werden konnte.

3.3. Zu Spruchteil B): Unzulassigkeit der Revision:

Gemald § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwWGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begriinden.GemaR Paragraph 25 a, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG) hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel
133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrtinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzlicher Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Die Revision ist
gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzlicher Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung.

Weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Schlagworte

Behindertenpass offentliche Verkehrsmittel Sachverstandigengutachten Zumutbarkeit Zusatzeintragung


https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=Ro%202014/11/0030&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1958_210_0/1958_210_0.pdf
https://www.jusline.at/entscheidung/534930

European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2024:G304.2281743.1.00
Im RIS seit

12.09.2024
Zuletzt aktualisiert am

12.09.2024

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2024/7/11 G304 2281743-1
	JUSLINE Entscheidung


